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Verordnung 
über die Allgemeine Sozialfürsorge

vom 15. März 1968

In Durchführung des Erlasses des Staatsrates der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 15. März 1968 
über die Weiterentwicklung des Rentenrechts und zur 
Verbesserung der materiellen Lage der Rentner sowie 
zur Verbesserung der Leistungen der Sozialfürsorge 
(GBl. I S. 187) wird in Übereinstimmung mit dem Bun­
desvorstand des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes 
folgendes verordnet:

I.
V oraussetzungen 

für die Gewährung von Sozialfürsorgeunterstützung

§ 1
(1) Leistungen der Sozialfürsorge (Sozialfürsorgeun­

terstützung) erhalten hilfsbedürftige Personen, die den 
notwendigen Lebensunterhalt für sich und ihre hilfs­
bedürftigen unterhaltsberechtigten Angehörigen nicht 
verdienen können, über kein verwertbares Vermögen 
oder Einkommen aus Vermögen verfügen und keine 
ausreichenden Mittel von anderer Seite erhalten oder 
erhalten können.

(2) Hilfsbedürftig ist nicht, wer arbeitsfähig ist und 
eine zumutbare Arbeit ablehnt.

II.

Leistungen 
der Allgemeinen Sozialfürsorge

§ 2
Leistungen der Allgemeinen Sozialfürsorge können 

in folgenden Unterstützungen bestehen:

a) Hauptunterstützung für Hilfsbedürftige

b) Mitunterstützung für hilfsbedürftige unterhalts­
berechtigte Haushaltsangehörige

c) Mietbeihilfe

d) Pflegegeld

e) Blindengeld bzw. Sonderpflegegeld
f) Beihilfen für Tuberkulose-, Geschwulst- und Zuk- 

kerkranke und Sonderbeihilfen für den Kauf zu­
sätzlicher Lebensmittel

g) staatlicher Kinderzuschlag bzw. staatliches Kinder­
geld

h) Zuschläge gemäß Rentenzuschlagsverordmmg für 
Personen, die von unterhaltsverpflichteten Ange­
hörigen unterhalten werden

i) Taschengeld bei Krankenhausaufenthalt

k) einmalige Beihilfen
l) Sachleistungen entsprechend den für die Sozial­

versicherung geltenden Bestimmungen
m) Bestattungskosten.

§3
(1) Die Barunterstützung wird für
a) Hauptunterstützungsempfänger

auf monatlich 110 M
b) mitunterstützte Ehegatten und 

andere Mitunterstützte, für die 
kein staatlicher Kinderzuschlag 
bzw. kein staatliches Kindergeld
gewährt wird, auf monatlich 50 M

c) mitunterstützte Kinder, für die 
ein staatlicher Kinderzuschlag 
bzw. ein staatliches Kindergeld
gewährt wird, auf monatlich 40 M

festgesetzt.


